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Satzung des gemeinnützigen Vereins 
Sprachpat*innen für Kita-Kinder 

 
 

 § 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
Der Verein führt den Namen „Sprachpat*innen für Kita-Kinder“ und soll in das Vereinsre-
gister eingetragen werden; nach der Eintragung führt er den Zusatz „e. V.“. 

 
 Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 
 
 Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
 § 2 Der Zweck des Vereins 
 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die 
Förderung der Erziehung von Kindern (§ 52 Abs. 2 Nr. 7 AO).  

Schwerpunkt des Vereins ist die sprachliche und allgemeine Bildung von Kita-Kindern mit 
nicht-deutscher Herkunftssprache und/oder sozial benachteiligten Familien durch Sprach-
pat*innen. Der Verein möchte mit dieser Unterstützung die längerfristigen Chancen die-
ser Kinder auf einen erfolgreichen Schulbesuch nach der Kita-Zeit erhöhen. Der Sat-
zungszweck wird verwirklicht insbesondere durch folgende Maßnahmen: 
 

• Der Verein wirbt geeignete Sprachpat*innen an und unterstützt durch Fortbildung 
ihre Arbeit in der Kita mit Kindern aus bildungsfernen oder benachteiligten Fami-
lien. Dies sind besonders Kinder mit nicht-deutscher Herkunftssprache und/oder 
Kinder aus sozial benachteiligten Familien. 

 
• Die Sprachunterstützung erfolgt im Allgemeinen in Kitas in sozialen Brennpunkt-

lagen. Wenn die Kitas und die entsprechenden Erzieher*innen eine Unterstützung 
bestimmter Kinder befürworten, organisiert der Verein geeignete Sprach-
pat*innen, die die Kinder regelmäßig in ihrer sprachlichen und allgemeinen Ent-
wicklung unterstützen. Eine Weiterbegleitung dieser Kinder in die Schulphase ist 
möglich. 
 

• Der Verein strebt die aktive Mitarbeit im Verein von Mitbürgern mit Migrationshin-
tergrund besonders aus den größeren in Berlin vertretenen (Sprach-)Kulturen an. 

 
 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. 

 
 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-
den. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mit-
glieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un-
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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 Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Jeder Beschluß über die 
Änderung der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht dem zu-
ständigen Finanzamt vorzulegen. 
 
 
 

 § 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
Mitglied des Vereins kann jede volljährige Person werden. Über den schriftliche 
Antrag entscheidet der Vorstand. Der Antrag soll den Namen, das Alter, den Beruf 
und die Anschrift des Antragsteller*in enthalten.  
 
Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht.  
 
 
 

 § 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
 Die Mitgliedschaft endet 
 
 a) mit dem Tod des Mitglieds; 
 
 b) durch freiwilligen Austritt; 
 
 c) durch Streichung von der Mitgliederliste; 
 
 d) durch Ausschluß aus dem Verein. 
 
Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung oder E-Mail gegenüber 
einem Mitglied des Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zulässig. 
 
 Ein Mitglied kann durch Beschluß des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen 
werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im 
Rückstand ist. 
 
 Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, 
durch Beschluß des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der 
Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gele-
genheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtferti-
gen. Eine schriftliche Stellungnahme des Betroffenen/der Betroffenen ist in der 
Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluß über den Ausschluß ist mit Gründen 
zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefs bekanntzumachen.  
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 § 5 Mitgliedsbeiträge 
 
Von den Mitgliedern können Beiträge erhoben werden. Über die Erhebung von Bei-
trägen und die Höhe des Jahresbeitrags und dessen Fälligkeit wird von der Mit-
gliederversammlung bestimmt.  
 
Mitglieder die gleichzeitig als Sprachpat*innen arbeiten und Ehrenmitglieder sind 
von der Beitragspflicht befreit 
 

 § 6 Organe des Vereins 
 
 Organe des Vereins sind 
 
 a) der Vorstand 
  
 b) die Mitgliederversammlung. 
 
Die Mitgliederversammlung kann über die Etablierung eines Beirats entscheiden. 
 
 

 § 7 Der Vorstand 
 
 Der Vorstand des Vereins besteht aus vier Personen, nämlich dem/der 1. Vorsit-
zenden, dem/der 2. Vorsitzenden*in, dem Schatzmeister*in und dem Schriftfüh-
rer*in. 
 

Der Verein wird durch den/die 1. Vorsitzenden und den/die 2. Vorsitzenden ge-
meinschaftlich oder durch den/die 1. Vorsitzenden oder den/die 2. Vorsitzenden, 
jeweils zusammen mit einem weiteren Vorstandsmitglied vertreten. Die Vertre-
tungsmacht des Vorstands ist mit Wirkung gegen Dritte in der Weise beschränkt, 
dass zu Rechtsgeschäften mit einem Wert von jeweils über 5.000 EUR die Zu-
stimmung der Mitgliederversammlung erforderlich ist.	

 
 

 § 8 Die Zuständigkeit des Vorstands 
 
 Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem 
folgende Aufgaben: 
 
 1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnun-
gen; 
 
 2. Einberufung der Mitgliederversammlung; 
 
 3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
 
 4. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; Buchführung; Erstel-
lung eines Jahresberichts; 
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 5. Abschluß und Kündigung von Arbeitsverträgen; 
 
 6. Öffentlichkeitsarbeit einschließlich Internet-Auftritten  
 
 
 

 § 9 Amtsdauer des Vorstands 
 
 Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, 
vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des 
Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind 
nur Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperi-
ode aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer 
des/der Ausgeschiedenen. 
 

 § 10 Beschlussfassung des Vorstands 
 
 Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die 
von dem/der 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von dem/der 2. Vorsitzen-
den, schriftlich, fernmündlich oder elektronisch einberufen werden. In jedem Fall 
ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. Einer Mitteilung der Ta-
gesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
zwei Vorstandsmitglieder, darunter der/die 1. Vorsitzende oder der/die 2. Vorsit-
zende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Leiters*in der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der/die 1. Vorsitzen-
de, bei dessen Verhinderung der/die 2. Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstands 
sind zu Beweiszwecken zu protokollieren und von dem Sitzungsleiter*in zu unter-
schreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der 
Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. 
 
 Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege oder mit Hilfe von E-Mails 
gefasst werden. Außerdem sind auch eine Vorstandssitzung und eine Beschluss-
fassung in einer elektronischen Sitzung (z.B. Zoom) möglich.  
 

 § 11 Der Beirat 
 

 Der Beirat besteht aus bis zu fünf Mitgliedern. Er wird auf die Dauer von drei Jah-
ren, vom Tage der Wahl an gerechnet, von der Mitgliederversammlung gewählt; 
er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Beirats im Amt. Jedes Mitglied des Beirats ist 
einzeln zu wählen. Mitglieder des Beirats sollten Erfahrung im Bereich der Kinder 
und Spracherziehung haben. Vorstandsmitglieder können nicht zugleich Mitglieder 
des Beirats sein. 
 
 Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten zu 
beraten.  Er macht dem Vorstand Vorschläge für die Geschäftsführung.  
 
 Mindestens einmal im Jahr soll eine Sitzung des Beirats stattfinden. Der Beirat 
wird von dem/der 1. Vorsitzenden oder von dem/der 2. Vorsitzenden des Vereins 
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schriftlich, fernmündlich oder per E-Mail mit einer Frist von mindestens einer Wo-
che einberufen. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht.  
 
 Zu den Sitzungen des Beirats haben alle Vorstandsmitglieder Zutritt, auch das 
Recht zur Diskussion, aber kein Stimmrecht. Die Vorstandsmitglieder sind von den 
Sitzungen des Beirats zu verständigen. 
 
 Die Sitzungen des Beirats werden von dem/der 1. Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung von dem/der 2. Vorsitzenden des Vereins geleitet.  Ist auch dieser ver-
hindert bestimmen die erschienenen Beiratsmitglieder der Sitzungsleiter*in. 
 
 Beiratssitzungen können auch elektronisch (z.B. Zoom) abgehalten werden. Der 
Beirat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. Bei der Beschlussfassung 
entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
 
 Scheidet ein Mitglied des Beirats vorzeitig aus, so wählt der Beirat für die restli-
che Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds ein Ersatzmitglied. 
 
 Die Beschlüsse des Beirats sind zu Beweiszwecken zu protokollieren und vom je-
weiligen Sitzungsleiter*in zu unterschreiben. 

 
 § 12 Die Mitgliederversammlung 

 
 In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied – auch ein Ehrenmitglied – eine 
Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich oder 
per E-Mail bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederver-
sammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei 
fremde Stimmen vertreten. 
 
 Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zu-
ständig: 
 
 1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste 
Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des 
Vorstands; 
 
 2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Mitgliedsbeitrags; 
 
 3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands und des Beirats; 
 
 4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Ver-
eins; 
 
 5. Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands; 
 
 6. Ernennung von Ehrenmitgliedern, Einrichtung einer Schirmherrschaft 
 
7. In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen, 
kann die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der 
Vorstand kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die 
Meinung der Mitgliederversammlung einholen. 
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§ 13 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
 Einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, soll die ordentliche Mitgliederver-
sammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 
zwei Wochen schriftlich oder per E-Mail unter Angabe der Tagesordnung einberu-
fen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens fol-
genden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es 
an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse oder 
E-Mail-Adresse gerichtet ist. Die Mitgliederversammlung kann elektronisch (z.B. 
per Zoom) stattfinden. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 
 

 § 14 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
 Die Mitgliederversammlung wird von dem/der 1. Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung von dem/der 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied 
geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den 
Leiter*in. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgan-
ges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen wer-
den. 
 
 Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter*in bestimmt.  
 
 Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter*in. Die Abstimmung 
muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 
 
 Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter*in kann 
Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernse-
hens oder Vergleichbares beschließt die Mitgliederversammlung. 
 
 Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Fünftel sämt-
licher Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand 
verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit 
der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 
 
 Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer 
Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von zwei Drittel der 
abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von vier 
Fünfteln erforderlich. Wesentliche Änderungen des Zwecks des Vereins können nur 
mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche Zustimmung 
der in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann nur inner-
halb eines Monats gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 
 
 Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den 
Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
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 Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das vom jeweiligen Versammlungsleiter*in und dem Protokollführer*in zu unter-
zeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versamm-
lung, die Person des Versammlungsleiters*in und des Protokollführers*in, die Zahl 
der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergeb-
nisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wort-
laut angegeben werden. 
 

§ 15 Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
 
 Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einbe-
rufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfor-
dert oder wenn die Einberufung von einem Viertel aller Mitglieder schriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außeror-
dentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 12, 13, 14 und 15 entsprechend. 
 

 § 16 Geschäftsführer*in 
 

Der Vorstand kann die Abwicklung der Geschäfte einem Geschäftsführer*in über-
tragen, der nicht Vorstandsmitglied sein muss, der der Weisung und Aufsicht des 
Vorstands unterliegt sowie mit beratender Stimme an den Vorstandssitzungen 
teilnimmt. Die Mitglieder sind rechtzeitig darüber zu informieren. 
 
Dem Geschäftsführer*in obliegt auch die ordnungsgemäße Führung der Bücher, 
Unterlagen und sonstiger Aufzeichnung. 

 
 
§ 18 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

 
 Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 
14 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederver-
sammlung nichts anderes beschließt, sind der/die Vorsitzende und der/die stell-
vertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vor-
stehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus ei-
nem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.  
 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an das Netzwerk Berliner Kinderpatenschaften e.V., 
Fehmarner Str. 12, 13353 Berlin. Falls dieser gemeinnützige e.V. nicht mehr exis-
tiert, soll das Vermögen an eine steuerbegünstigte Körperschaft der Kinder- oder 
Jugendhilfe mit der Bestimmung fallen, es unmittelbar und ausschließlich für die 
Hilfe für steuerbegünstige Zwecke zu verwenden. 

 
 Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 7. April 2021 er-
richtet. 
 
 
 


